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Deutſchland. a 

Berlin, 20. Januar. In einigen Zeltungen findet ſich 
das Gerücht, die Königen Auguſta habe den Dber-Eeremonien- 
melſter angewieſen, das Hofseremontell derartig zu geſtalten, daß 
es auch einem kalſerlichen Hofe angemeſſen jet. Es bedarf wohl 
kaum der Erwähnung, daß das Getücht unbegründet iſt. — Beil 
Gelegenheit des geſtrigen Krönungs- und Ordensfeſtes find‘ von 
Sr. Maftſtät dem Könige auch mehrere Charaktererhöͤhungen ver⸗ 
liehen, u. A. iſt dem Oberpräfidenten der Provinz Poſen v. Horn 


der Charakter als Wirklicher Geheimer Rath mit dem Titel 


„Extellenz“ ertheilt worden. — Die Nachricht, vaß die Staats⸗ 
reglerung bereite beſchloſſen habe, in Schleswig⸗Holſtein nur eine 
Regierung einzuführen, iſt nicht begründet. Ein Beſchluß der 
Regierung in diefer Angelegenheit iſt überhaupt noch nicht erfolgt. 
— In der „Hamburger Börſen-Halle“ befindet ſich eine Mitthei⸗ 
lung über die Angelegenheit der Stellvertretungskoſten. Es 
wird darin als etwas Beſonderes hingeſtellt, daß von den Zuriften 
aus den neuen Provinzen nur der Abg. v. Struckmann Stellver- 
tretungskoſten bezahle, während ſie den Abg. Gleim, Plenk, Roſcher 
und Kugler erlaſſen ſeien. Die Nachricht iR richtig, erklärt ſich 
indeſſen daher, daß das Bedürfuiß zur Stelvertretung dieſer 4 
Abgeordneten nicht vorhanden, und daß daher eine Vertretung der⸗ 
ſelben überhaupt nicht eingetreten iſt. Sie können daher auch nicht 
zu den Stellvertretungskoſten herangezogen werden. — Der Kapi- 
tain zur See Hend if dem Matine-Mintſterlum überwieſen und 
wird in demſelben den bisherigen Decernenten für Ausrüſtungs⸗ 
Angelegenheiten, den Kapitain Köhler, vertreten, welcher das 
Kommando der Panzerfregatte „Friedrich Karl“ erhält. — Die 
Nachricht, daß die Nacht „Grille“ kaſſirt werden fol, beſtätigt 
ſich nicht, es iſt vielmehr die Wlederherſtellung derſelben vom 
Marine-Miniftertum angeordnet. — Die ofſiziöſe „Patete“ ent⸗ 
hält einen Artikel über dle „Preſſe“, dem ſie die Bemerkung voraus 
ſchickt, fie glaube nicht mehr an einen Krieg, da die öffentliche 
Menung jetzt zu ruhigern und vernünftigern Anſichten über die polie 
tiſche Lage gekommen ſei, nachdem ſte ſich eine Zeit lang durch 
falſche Darſtellungen habe irre leiten laſſen. Das „Journal des 
Debate“ wundert ſich, die Bemerkung über die Irreleltung der 
offentlichen Meinung in dem ofſtziöſen Blatt zu finden, da noch 
vor Kurzem ein Artikel „to be or not to be‘ den Weg durch 
die ganze franzöſiſche Provinzial⸗Preſſe genommen, der auf einen 
nahe bevorſtehenden Krieg hingewieſen habe und deſſen Urſprung 
man ganz genau kenne. Das „Journal des Debate“ findet die 
Erklärung zu dieſem Verfahren darin, daß das neue Militairgeſetz 
den Beifall der franzöſiſchen Bevölkerung nicht habe und daß man 
daher, um daſſelbe zur Annahme zu bringen, die Situation als 
gefährlich habe darſtellen müſſen, während man jetzt die Gemüther 
wieder zu beruhigen ſuche, nachdem das Militairgeſetz angenommen 
worden if. — Daß der Nothſtand in Oſtpreußen der Der 
mokratie nur als Anknüpfungspunkt für ihre Oppoſition gegen die 
Regierung dient, beweiſen auch die jetzt hier ſtattfindenden Bezirks, 
veiſammlungen. Man hat in denſelben nicht den Nothſtand und 
die Mittel, demſelben abzuhelfen, vor Augen, ſondern man verfolgt 
dort nur die Tendenz, die Reglerung anzuklagen, den Staatsſchatz 


zu leeren und gegen den Militair-Etat zu Felde zu neben, über / 


haupt die Tendenz aufzuregen. — In den Zeitungen beißt es, 
auch die Offiziöfen müßten jetzt zugeben, daß ber Typhus ia 
Oſtpreußen berrſche. Die Offiztöſen haben nie geleugnet, daß in 
Oſipreußen häufiger Fälle des Typhus vorkommen, ſie haben nur 
in Abrede geſtellt, daß dies der Hungertyphus iſt. Und dabel 
bleiben ſie beute noch ſtehen, Wenn von einem Arzte in Oſtpreu⸗ 
ßen die dort vorkommenden trxanthematiſchen Erſchelnungen als 
Symptome des Hungertyphus aufgefaßt werden, jo iſt derſelbe da⸗ 
bin zu unterrichten, daß dieſe exanthematſſchen Formen ſich nach 
dem Ausſpruche hleſiger ärztlicher Autoritäten regelmäßig beim 
Typhus in Oberſchleſten und Oſtprtußen zeigen. — Da bie Er 
öffnung der Sitzungen des Landes-Oekonomle⸗Kolleglume 
in naber Ausſicht ſteht, fo werden nun auch Berathungen über die 
Vorlagen gehalten, die denſelben gemacht werden ſollen. Es iſt 
jetzt noch wenig darüber zu ſagen, indeſſen wird jedenfalls die Frage 
wegen allgemein giltiger Maßregeln in Bezug auf die Bewältigung 
der Rinderpeſt auf die Tagesordnung kommen. Auch wird 
wahrſcheinlich die in voriger Seſſton beſprochene Angelegenheit, den 
in Oeſterreich geltenden Modus bei der Branntweinfteuer 
auch in Preußen einzuführen, wieder zur Diskuſſion geſtellt wer⸗ 
den. Die Minifter der Finanzen und landwirthſchaftlichen Angele- 
genhelten haben ſich nämlich gerinigt, der Sache näher zu treten, 
und zwel Sachverſtändige, einen Steuerrath und ein Mitglied des 
Landes-Drfonomic-Kollegtums (v. Sänger) nach Oeſterreich geſandt, 
um an Ort und Stelle die Art und Weiſe näher kennen zu ler⸗ 
nen, wle dort die Beſteuerung des Branntweins und auch des Rü⸗ 
benzuckers erfolgt. 

Berlin, 21. Januar. Se. Majeſtät der König empfing 
geſtern Morgens mehrere Militärs, unter ihnen den neuernannten 
Stadtlommandanten Grafen v. Bismard-Bohlen und den General 
v. Etzel, welcher ſelther mit der Leitung der Kommandantur-Ge⸗ 
ſchäfte beauftragt war, und ließ ſich alsdann von den Hofmar- 
ſchällen Grafen Pückler und Perponcher, dem Geheimen Kabinets— 
ratb v. Mübler, dem Oberſt⸗Kämmerer Grafen v. Redern, dem 
Geheimen Hofrath Bord Vorträge halten. Nachmittags machte 


der König eine Spazierfahrt, arbeitete dann vor dem Diner mit 
dem Miniſterpräſſdenten Grafen Bismarck und wohnte Abends der 


Vorſtellung im Königlichen Opernhauſe bei. 


— Die Zeitungen melden von Exceſſen, welche zu Berlad 
in der Moldau gegen die dortigen jüdiſchen Bewohner in den erſten 
Tagen dieſes Monats verübt worden, weil der plötzliche Tod des 
zum Deputisten gewählten Prieſtere Varnow, eines Mitgliedes der 
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Abendblatt.” . 


Nach den Nachrichten der Kreuz- 
inv dieſe Judenverfolgungen nur 
n Fremden überhaupt -gerichtetin 
gung die Radikalen bedacht ſind. 
urrenz mit dem Ftemden nicht in 
gen, mag den erſteren unbequem 
fein; aber das Land bed ſo ſehr den Beiſtand ausländ iſcher 
Intelligenz und fremder Er hrung auf ſämmtlichen Gebieten des 
Staatslebens, daß dleſe 1 ſchwerlich entbehrt wer⸗ 


Linken, ihnen aufgebür 
zeitung“ aus den Fürſtz 
ein Theil der gegen d 
Agitation, auf deren U 
Daß die Elnhelmiſchen die 
allen Fällen auszuhalten Ip 


den kann. 

— Den aus dem leßten Feldzuge verwundet hervorgegan⸗ 
genen Offizieren und Mannſchgſten der Armee ſoll auch im Laufe 
dleſes Frühjahres und Somm zur Stärkung ihres Geſundheits⸗ 
zuſtandes die Vergünſtigung "eines mehrmonatlichen Urlaubes zur 
koſtenfreten Benutzung von rn unter Gewährung entſprechender 
Geldzuſchüſſe aus Staatemittelß zu Theil werden. 


Berlin, 20. Januar. (Hans der Abgeordneten.) 32. Sitzung. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. — Am Mi; 
niſtertiſche: Frhr. v. d. Heydt; fpäter Graf zu Eulenburg, v. Selchow und 
mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. — Es wird ſofort in die Tagesordnung 


eingetreten. Erſter Gegeuſtand derſelben iſt die Fortſetzung der Berathung 
des Etats des Miniſteriums des Innern, und zwar die Fortſetzung der am 


Sonnabend unterbrochenen Abſtimmung. Ueber Poſitionen für die Land: 
droſteien in Hannover nach der Forderung wie der Etat ſie aufſtellt, wird 
wiederum namentlich abgeſtimmt. Das Reſultat iſt die Ablehnung der 
Poſitionen mit 201 gegen 154 Stimmen. Es iſt damit der Antrag des 
Abg. Tweſten auf Bewilligung des Pauſchquantums für die Landdroſteien 
angenommen. — Demnächſt wird auch der Antrag des Abg. Freiherrn von 
Vincke auf Bewilligung nur eines Pauſchquantums für die Aemter in der 
Provinz Hannover angenommen. Die übrigen Poſitionen des Etats füt 
die landräthlichen Behörden ꝛc. werden genehmigt. — Die Reſolution des 
Abg. Solger wird bei der Zählung mit 186 gegen 175 Stimmen ange; 
nommen. — Der Antrag des Abg. v. Goßler, bekreffend die Erhöhung des 
Einkommens der Verwaltungsbeamten, der Antrag des Abg. Hoffmann 
wegen Gleichſtellung des Gehalts der Kreisſekretäre mit dem der Bureau 
beamten der Bezirksregierungen, und endlich der Antrag v. Pommer⸗Eſche 
wegen Verminderung der Zahl der Z taatsbeamken in Hannover 
werden angenommen. Der Antrag des Dr. Aegidi wird zurückgezogen. 

Zu Tit. 13, Polizei⸗Verwaltung, liegt folgender Autrag des Abg. 
Bening vor: „Die Staatsregierung aufzufordern, die Kgl. Polizei⸗Ver⸗ 
waltungen in den Städten der Provinz Hannover: Hildesheim, Osnabrück, 
Gottingen, Harburg, Stade, Celle und Emden, nach vorgängiger Verbands 


lung mit den Städten, Kt BE nicht ſchon erfolgt A. Gb. eg. 
eſe Ko * eh. * 


die Polizeidirektion in Osnabrück kinverſtanden, weil dieſe bereits aufge , 
hoben ſei. Bezüglich der obigen Slädte ſeien die Verhandlungen noch nicht 
abgeſchloſſen. — Abg. Grumbrecht zechtfertigt verſchiedene von ihm geftellte 
Anträge auf Abſetzung der Poſitionen für die Polizeidirektorſtellen in 
Göttingen, Celle und Harburg und Bewilligung von geringeren Summen 
für die kommiſſariſche Verwalkung der Stellen, ſowie auf Streichung der 
geſammten Ausgaben für Celle, Osnabrück, Emden und Hildesheim mit 
18,365 % und Bewilligung eines Pauſchquantums von 4000 4 für 
die einſtweilige Fortführung der Polizeiverwaltung in Stade. Von den 
Koſten der Polizei⸗Verwaltung für die Stadt Hannover beantragt er 7000 
Sl abzuſetzen und dieſe durch Verminderung der Zahl der Beamten zu 
erſparen. — Reg.⸗Komm. Geh. Rath v. Kehler: Dem letzten Antrage in 
Betreff der Stadt Hannover müſſe die Regierung ſich widerſetzen, weil ſich 
gar nicht überſehen laſſe, wo eine Erſparniß eintreten könnte. Von den 
54 Schutzmännern in Hannover müßten nach dem Antrage 22 abgeſetzt 
werden, während die Zahl von 54 zur Zeit ſchon nicht mehr ausreiche, 
In Emden und Hildesheim ſeien die Pollzei⸗Direktionen auch bereits auf; 
gehoben. — Abg. Elliſſen empfiehlt die Aufhebung der Polizei⸗Direktion 
in Göttingen. 
Abg. Dr. Virchow: Wenn die Regierung Werth darauf lege, daß 
die politiſche Sicherheit der Stadt Hannover durch Schutzmänner erhalten 
werden ſolle, dann würde nach ſeiner Anſicht die Sache ſehr übel berathen 
ſein. Er ſtimme deshalb für den Antrag Grumbrecht. Er wolle aber an 
den Herrn Miniſter des Innern bei dieſer Gelegenheit die Frage richten, 
welche Abſichten er mit den Spielbanken eigentlich habe. Die Regierung 
werde Spielbank⸗Pächter doch nicht als auswärtige Pächter betrachten, hinter 
denen die rothen Hoſen ſtänden; es handelt ſich hier lediglich um die Frage, 
ob auf die Banken das öffentliche Rchet Anwendung finden ſolle. Wenn 
die Regierung mit der Zartheit, welche ſie den Spielbanken gegenüber doku ⸗ 
mentire, andern Verhältniſſen gegenüber verführe, ſo würden die Verhält⸗ 
niſſe von ganz Deutſchland ganz andere ſein. Nachdem der Reichstag und 
der Landtag in dieſer Sache beſchloſſen, ſei es ſehr verletzend, wenn dle Re ⸗ 
gierung gegen dieſe Beſchlüſſe Arraugements treffe, welche für eine lange 
Zeit das Fortbeſtehen eines ſolchen Uebels ſanktionire. Die Regierung 
hatte vor Allem das Intereſſe, ſich in dieſer Beziehung im Einklang mit 
der Landes- und Bundesvertretung zu halten. — Miniſter des Innern 
Graf zu Eulenburg: Die Spielbankenfrage ſei eine im Augenblicke 
noch nicht gelöͤſte; aber fie werde, wie er hoffe, ihrer Löſung in kurzer 
Friſt entgegengehen. Die Beſchlüſſe des Reichstags und dieſes Hauſes ſeien 
nicht ungehört au den Ohren der Regierung vorübergegangen; fie ſtimmten 
nach der Anſicht der Regierung überein, in ſofern, als ſie es für unmöglich 
halte, dieſelben jo lange beſtehen zu laſſen, als fie noch konzeſſtouirt ſeien. 
Die Regierung habe für die Spielbanken kein Herz; aber man könne die⸗ 
ſelben nicht ohne Weiteres aufheben, ohne eine große Zahl von Intereſſen 
zu verletzen. Er glaube alſo, daß man dahin kommen müſſe, die Sache 
zu beſeitigen; aber er wolle nur darauf hinweiſen, wie ſich die Verhältniſſe 
in den betr. Städten durch den Zuſammenfluß von Fremden geſtaltet haben 
und wie durch Aufhebung der Spielbanken viele kommunale Intereſſen 
alterirt würden. Man darf die Regierung nicht dahin drängen, den Spiel⸗ 
banken und damit den Städten mit einem Male den Garaus zu machen; 
man müſſe ſich mit den Spielbankgeſellſchaften dahin einigen, daß das 
Spiel noch eine Reihe von Jahren geduldet werde unter der Bedingung, 
daß fie Kapitalien hergeben, welche den Städten die Möglichkeit geben, die 
getroffenen Einrichtungen zu erhalten. 0 1 
Es kommt zur Abſtimmung; zuerſt darüber, ob für die Polizei in 
der Stadt Hannover 57,000 %, wie der Etat verlangt, oder nur 50,000 
Sn bewilli t werden, wie Grumbrecht beantragt. Die Forderung der Re ⸗ 
gierung wird in namentlicher Abſtimmung mit 183 gegen 175 Stimmen 
abgelehut, mithin find nur 50,000 9%. bewilligt, — Die 8070 für 
die Polizei der Stadt Göttingen werden ebenfalls nicht pure bewilligt, in⸗ 
dem ſtatt 1400 % für die kommiſſariſche Verwaltung der Polizei⸗Direktor⸗ 
ſtelle nach Grumbrecht nur 600% bewilligt werden (und zwar ergiebt die 
Zählung 166 gegen 166 Stimmen, ein Reſultat, das nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung jo viel bedeutet, als die Verwerfung der zur Abſtimmung ge⸗ 
brachten Regierungsforderung)z, ferner werden ſtatt 1400 ½ für zwei 
Polizeiſchreiber in Göttingen nach Grumbrecht nur 975 und zwar als fünf 
tig wegfallend bewilligt. — Für die kommiſſariſche Verwaltung der Polizei⸗ 
direktion in Celle werden nach Grumbrecht 600 % ftatt 1400 Ag dewil- 
ligt, wie die Het ergiebt, mit 178 gegen 166 Stimmen, und nur ein 
Polizeiſchreiber mit 550 „ ſtatt der geforderten 975 % — Desgleichen 
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werden für Harburg ſtatt 1600 . für ben Polizeidirektor nur Re 
für die kommiſſariſche Verwaltung der Polizeidirektorſtelle, ſtatt der .975 5 
nur 550 % für einen Polizeiſchreiber bewilligt und 275 M für einen 
Boten abgeſetzt. Die geſammten Ausgaben für die Polizeiverwaltungen in 
Göttingen, Celle und Hamburg werden nach Grumbrecht als künftig Br 
fallend bezeichnet und für die einftweilige Fortführung der Poligeiveriwal- 
tung iu Stade 3822 „ bewilligt. — Der Antrag Bening wird ange⸗ 
nommen. ˖ 


Dagegen wird das volle Gehalt für den Polizeipräſidenten in Frank 
furt a. M. mit 4000 % genehmigt und der Autrag v. Hennig's abge⸗ 
lehnt. — Die Diskuſſion wendet ſich den Ausgaben für die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung in Berlin zu: 604,828 , um 117,688 44 mehr als im vori⸗ 
gen Jahre. Dieſes Mehr entſteht vornehmlich durch Bildung drei neuer 
Reviere. Ferner mußte die Zahl der Kriminal⸗Polizei⸗Lieutenants von 8 
(jo viel hatte Berlin ſchon 1851 mit ca. 431,000 Einwohnern) auf 11 
vermehrt werden. Pe Beſtreitung gewiſſer Auslagen der Kriminal⸗Poli⸗ 
zei⸗Beamten, die ſich Civilkleider beſchaffen, in Wirthshäuſern leben und jo 
zu ſagen repräſentiren müſſen, und ähnlicher Auslagen der bei der Sitten⸗ 
polizei kommandirten Wachtmeiſter und Schutzmänner werden 4680 . 
verlangt. — Die Exekutiv⸗Polizei Berlins verfügt gegenwärtig über 10 
Hauptleute, 73 Lieutenauts (darunter 4 in den Umgebungen Berlins, 12 

1 det Dienſt auf Bahn n, 1 Leichen Kom ⸗ 
miſſarius, 11 für die Kriminalpolizei), 112 Wachtmeiſter, 958 berittene 
und unberittene Schutzmäuner. — Es nimmt hierzu das Be der Abg. 
v. Kirchmann: Es iſt nicht ſowohl meine Abſicht, gegen die beantragte 
Erhöhung des Etats zu ſprechen, als bei dieſer Gelegenheit diejenigen 
Mängel in der Organiſation der Berliner Polizeiverwaltung hervorzuheben, 
die einer Verbeſſerung dringend bedürftig ſind und die ich in Pappe eit, 
wo ich als Staatsanwalt 2 Jahre lang täglich mit der Kriminalpolizei in 
Verbindung ſtand, kennen zu lernen Gelegenheit hatte. Die Sicherheit 
Berlins hat ſich in den letzten 10 Jahren erheblich verſchlechtert; nicht nur, 
daß die Verbrechen gegen das Leben und Eigenthum ſich in größerem Maße 
vermehrt haben, als die Bevölkerung ſelbſt, es geſchieht auch viel ſeltener, 
den Thäter zu ermitteln, und nur in wenigen Fun gelingt es, geſtohlene 
Sachen wieder zu erlangen. Es iſt kaum no möglich, den Boden und 
Keller anders als zur Aufbewahrung von Brennmaterial zu benutzen, denn 
ebenſo wie von dem erſteren die Wäfche, pflegt aus dem Letzteren der Wein 
bald ſpurlos zu verſchwinden (Heiterkeit). Die natürliche Folge dieſer Un⸗ 
ſicherheit iſt ein Mißtrauen, das man in die Erfolge der polizeilichen 
Recherchen ſetzt; deshalb wird ein großer Theil der Fälle gar nicht mehr 
zur Anzeige gebracht, und es iſt faſt allgemein geworden, daß ſich mehrere 
Haupteigenthümer zuſammen ihren eigenen Privatwächter halten. Anſtän⸗ 
dige Frauen können bei einbrechender Dunkelheit ohne männliche Beglei⸗ 
tung ſich nicht in den Thiergarten oder auf die Straßen wagen, ohne Ge⸗ 
fahr zu laufen, ſich der inſolenteſten Behandlung auszuſetzen. Der Grund 
muß in irgend einem Mangel der Polizeibehörden liegen, und hierher 
rechne ich zunächſt die Trennung der Revier⸗ und der Kriminalpolizei. 
Macht jetzt Jemand eine polizeiliche Anzeige, ſo geht das darüber aufge⸗ 
nommene Protokoll erſt durch die verſchiedene Büreaus, e us der 
Hand des Polizei- Präſidenten in die des Staats⸗Anwalts kommt, um d 
nach ergangener 1 denſelben Weg zur Kriminalpolizei zurückzuneh⸗ 
men. Hierüber vergehen 2 bis 3 Tage, und die erſte, bei Diebſtählen ge⸗ 
rade wichtigſte Zeit zu Recherchen iſt verloren. Ich erinnere Sie 5 
die Ermordung Gregy's und Cornp's. Im erſten Falle hatte ein Zeuge 
bei der Revierpolizei eine Anzeige gemacht, die für die Ermittelung der 
Thäter von höchſter Wichtigkeit war; trotzdem blieb man ohne Spur, bis 
derſelbe Zeuge nach einer Reihe von 14 Tagen ſeine Mittheilung einem 
Krimnalkommiſſarius wiederholte, die erſt dann durch eine energiſche Ver⸗ 
folgung ein günſtiges Reſultat erzielte. Die Ermordung Corny's erfolgte 
früh gegen 5 Uhr; um 10 Uhr wurde die Leiche unter verdächtigen un . 
ſtänden bereits aufgefunden, und doch dauerte es in Folge der Schwerfäl⸗ 
ligkeit des Geſchäftsganges bis zum Mittag des nächſten es, bevor die 
erſten Lokalrecherchen an eſtellt wurden. Ein zweiter großer Uebelſtand iſt 
die Trennung der Abtheilung für Sitten und Kriminalpolizei. Es iR 
dringend geboten, daß die Ueberwachung der Diebe und öffentlichen Dirnen 
eine möglichſt einheitliche ſei, und Jeder, der in dieſer Branche gearbeitet 
hat, wird mir Recht geben. (Heiterkeit) Ich will Sie nur an eine gan 
beſondere Gattung von Gaunern erinnern, die ſich hier ausgebildet hat, i 
meine die ſogenannten „Louis,“ verkommene Subjekte, die von den öffentli⸗ 
chen Dirnen durch Wohnung und Nahrung unterhalten werden und den⸗ 
ſelben dafür allerlei Dienſte leiſten, namentlich übertriebene Forderungen, 
die an Mannsperſonen geſtellt werden (Ruf: zur Sache und Heiterkeit), 
durch Drohungen und Mißhandlungen zu erpreſſen ſucheu. (Wieder⸗ 
holter Ruf: zur Sache.) Meine Herren. Ich bin bei der Sache 
und halte dieſelbe für eine ſehr ernſte. Der größte Theil dieſer Erpreſ⸗ 
ſungen kommt überhaupt nicht zur Anzeige, weil der Geſchädigte gewöhnlich 
roh iſt, nur glücklich davon zu kommen (von der rechten Seite der Ruf: 
Pfui, Pfui). Eine möglichſte Vereinigung der Kriminal- und Sittenpolizei 
halte ich deshalb für durchaus geboten. Zudem ſteht an der Spitze der 
Sittenpolizei ein Mann, der ſchon vor mehreren En ein 5Ojähriges 
Dienftjubiläum gefeiert; wenn ich auch die Verdienſte beben in Teiher 
Weiſe ſchmälern will, jo ſcheint es mir doch geboten, ein ſolches Amt in 
einer Stadt von mehr als 700,000 Einwohnern einer jüngeren Kraft san. 
zuvertrauen. Ein weiterer Uebelſtand iſt die militäriſche Organiſation der 
Schutzmaunſchaft, die vielleicht im Intereſſe der Disziplin nicht zu unter⸗ 
ſchätzen ift, aber nothwendig einen gewiſſen Korpsgeiſt herbeiführt, der zu 
Rivalitäten mit den bürgerlichen Beamten Veranlaſſung giebt und eine 
durchaus nachtheilige ftrenge, militäriſche Hierarchie begründet, Ein fernerer 
Uebelſtand iſt der Fonds, in den die Strafgelder denuneirter Kutſcher und 
Anderes fließen, und aus welchen den Schutzleuten Remunerationen zu⸗ 
fließen. Ich möchte ihnen dieſe Einnahmeguelle nicht verkümmern, ſie 
werden aber dadurch ſehr leicht veranlaßt, ihre Hanptaufgabe aus den 
Augen zu verlieren. Ferner iſt eine Reſorm des Einwohnermelde ⸗Amts, 
ſowie der Baupolizei nothwendig. Was endlich die geſetzliche Qnalifikation 
der Polizeibeamten betrifft (Rechts wiederholter Ruf: Schluß) — ich bin 
gleich fertig I fo rekrutiren ſich die Schutzleute meiſt aus früheren Unter⸗ 
ofſtzieren. Dieſe ſind größtentheils auf dem Lande oder in kleinen Städten 
aufgewachſen, haben dann vielleicht 12 bis 15 Jahre in der Kaſerne ihren 
Dienſt verſehen, und ſollen dann im Stande ſein, den ſchlauen Verb 
mit Erfolg nachzuſpüren. Mir ſcheint, daß ſich unter der großen Zahl 
immer nur einige Wenige finden werden, die dazu wirkli geeignet ſind, 
und ebenſo wäre bei den Polizeilieutenants, meiſt Offiziere, die in der 
Armee nicht mehr dienen wollen, eine beſtimmte Civilbildung, etwa die 
Ablegung des Abiturienten- oder gar des erſten juriſtiſchen Examens wün⸗ 
ſchenswerth. Die Aufgabe, die dem Herrn Miniſter entgegentritt, iſt keine 
leichte, aber gerade deshalb ſollte man ſich nicht damit begnügen, an den 
alten Inſtruktionen, die unſern Verhältniſſen nicht mehr entiprechen, feſtzu⸗ 
halten. Es find Reformen geboten, und ich hoffe um fo mehr, daß man 
ſich denſelben nicht entziehen wird, als durch dieſelben auf einem anderen 
Gebiete, dem Feuerlöſchweſen, ſo glänzende Reſultate erzielt worden find. 
(Beifall.) — Abg. v. Hennig beleuchtet das Verhältniß des Haller 
Polizei -Präſidiums zu den Stadtbehörden Berlins. Die Stellung des 
Berliner Polizeipräſidenten iſt eine falſche, da er außer ſeinem Geſchäfts⸗ 
kreiſe noch verſchiedene Branchen zu verwalten hat, die den Staat gar nicht 
angehen, jo namentlich das Feuerlöſch⸗ und Straßenreini ungsweſen. 

Stadt hat ſich mehrmals zur Uebernahme dieſer Geſchaſte bereit ertlr 

doch hat man ihr das Feuerlöſchweſen nie übergeben wollen, 1 
Gtraßenueinigungtiwejen von jenem getrennt zu übernehmen weigert ſich 
die Kommune mit Recht. a } 


une 


Der Minifter des Innern: (Währeud feines Vortrages werden 
die ea. 150 Gaslampen unter ebenſo vielen ziemlich kräftigen Detonationen 
angezündet, wodurch die Rede faſt unverſtändlich wird.) Ich glaube, daß 
das Reſultat jedenfalls die Folge von Weigerungen Seitens der Stadtbe⸗ 
behörden geweſen ſein wird. Der Vorwurf, den ich in Zeitungen geleſen 
habe, daß durch dieſe Reſolution das ſtädtiſche Deſizit veranlaßt ſei, iſt 
jedenfalls unbegründet. In einer Stadt wie Berlin mit 4-5 Millionen, 
ſpielt eine Summe von 130,000 % als Beitrag zu den Koſten der Po⸗ 
{hei keine Rolle. Daß das Feuerlöſchweſen in einer Stadt, wo der König 
reſidirt, wo ſich große Schätze von Sammlungen aller Art finden, in der 

Hand einer Königlichen Behörde fein muß, ſcheint mir unzweifelhaft; ich 
glaube auch nicht, daß, wäre das nicht der Fall, daſſelbe ſich zu einer ſol⸗ 
chen Höhe erhoben hätte. Auf die Rede des Herrn v. kirchmann näher 
einzugehen, wer en Sie mir wohl erlaſſen. (Bravo! Rechts.) Die Ver⸗ 
mehrüng von Polizeimannſchaften will ich mir wohl gefallen laſſen, wenn 
der Herr Finanzminiſter keinen Einſpruch dagegen erhebt; doch iſt es mit 
dieſer Vermehrung allein nicht gethan. Verbrechen werden nach wie vor 

längere Zeit unenkbeckt bleiben, Biebſtähle immer vorkommen und die ge⸗ 
re Gegenſtände nicht wiedergefunden werden. Das Berliner Publi- 

a muß in dieſer Beziehung etwas Selbſthilfe anwenden; in einer großen 
Stadt muß man etwas vorſichtiger ſein, als in einem Dorfe. Auch die 
erwähnten Ungebührlichkeiten, ale im Thiergarten und auf den Straßen 
Berlins, die Exezeſſe, die in jeder Sylveſternacht hier vorkommen, die die 

Verwunderung aller Fremden erregen und die es bis zu dieſer Stunde 
leider noch nicht gelungen iſt auszurotten, können von der Polizei nicht 
verhindert werden. Da müſſen wir Alle, da kann allein die Bevölkerung 
Berlins helfen und ich will hoffen, daß dieſe ſich die heutigen Verhandlun⸗ 

en zu Herzen nehmen wird. — Die Diskuſſion wird geſchloſſen und die 
Aug poſen für die Berliner Polizeiverwaltungen genehmigt. 

8 Um 4 Uhr wird die Sitzung vertagt und die nächſte auf morgen 
10 Uhr angeſetzt. — Präſident v. Forckenbeck erklärt, daß die heutige 
Tagesordnung, Etat des Miniſteriums des Innern und die Gotha ⸗Leinen⸗ 
feld'ſche Eiſenbahnvorlage, morgen erledigt werden müſſe, widrigenfalls er 

eine Abendſitzung anſetzen werde. 

Kiel, 19. Januar. Nach den beim Oberkommando der 
Armer eingegangenen Nachrichten hat dle Segelfregatte „Nlobe“, 
welche am 13. Dezember auf der Rhede von Bridgetown, Barba- 
does, angekommen war, dieſelbe am 18. verlaſſen und iſt Tags 
darauf von St. Pierre Martinſque geankert, woſelbſt das Schiff 
am 22. Dezember ſich noch befand. 

Stuttgart, 20. Januar. (Abgeordnetenkammer.) Spe⸗ 

‚slal-Debatte über das Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Krlegs⸗ 
dienſte. Die Beſtimmung, betreffend die allgemeine Wehrpflicht, 

von welcher auch die Standesherren nicht ausgeſchloſſen ſein ſollen, 
wird angenommen. Der Antrag Mohl's, die Stellvertretung im 

"Heere beljubehalten, wird mit 55 gegen 27 Stimmen abgelehnt. 
Die für den Antrag Stimmenden gehörten der Mehrzahl nach der 
Linken an. 

Die Mitglieder des ritterſchaftlichen Adels, welche bisher 13 
Vertreter in der Abgeordnetenkammer hatten, haben in einer zu 
Eßlingen abgehaltenen Verſammlung eine Eingabe an den König 
beſchloſſen, in welcher fie um Nichtgenehmigung des revldirten Ver⸗ 
faſſungsentwurfe bitten, weil in demſelben der Ritterſchaft ihre Ver⸗ 
tretung genommen if. 
München, 20. Januar. Die Kammer der Reichsräthe 
wird morgen die Berathung des Wehrgeſetzes beginnen. 

i Augsburg, 20. Januar. Eine anſcheinend ofſizlöſe Wie⸗ 
ner Korreſpondenz der „Allgemeinen Zeitung beſpricht die Meldung 
franzöſiſcher Blätter über den angeblichen Anſchluß Preußens an 
die von den Großmächten bei der ſerbiſchen Reglerung erhobenen 
Schritte und jagt: Dieſe Meldung würde, falls fie ſich beflätiyte, 
erſt dadurch als vollſtändig konſtatirt erachtet werden können, daß 
Preußenſich von der Seitens Rußlands im Orient befolgten Politik los- 
ſagte. In Wien fei man jedoch vorläufig noch nicht davon unter- 
richtet, daß Preußen ſich den Schritten der drei Großmächte an⸗ 


geſchloſſen habe. 
e Ausland. 


Wien, 19. Januar. Das Opfer der mexikaniſchen Politik 
Napoleos III. ruht nun in der Kapuzinergruft. Die Theilnahme 
der Bevölkerung in den Erbländern, durch welche der Eiſenbahnzug 
mit dem todten Erzherzog eilte, war außerordentlich. Als geſtern 
zur Beiſetzung in der Kalſerlichen Familiengruft die Glocken Wiens 
dem Unglücklichen den letzten Gruß der Heimath darbrachten, war 
es, als ob damit zugleich der Allianz mit Frankreich der Abſchied 
für immer angekündigt würde. Viele wenigſtens wünſchten, daß 
nach dieſem endlichen Abſchluß des mexikaniſchen Abenteuers auch 
der Gedanke an die franzöſiſche Alltanz zur Ruhe geſetzt würde. 

Schon in der Mitte voriger Woche gaben die diesſeitigen Minifter 
der Stimmung der Trauerwoche einen ſprechenden Ausdruck, als ſie 

trotz der empfangenen Einladungen in den Salons des franzöſiſchen 
Botſchafters Herzog von Grammont, bei der Eröffnung derſelben 
nicht erſchlenen. Die deutſchen Minifter fürchten von einem Bünd⸗ 
niß mit dem Sleger von Mentana für Oeſterreich die Erhebung 

einer Reaktion, welcher die Keime der mit ſchweren Erfahrungen 
erkauften Erneuerung zum Opfer fallen müßten. 

Wien, 20. Januar. Der Kater empfing beute die De⸗ 
legatlonen. In Erwiderung auf die Anſprache des Präſidenten 
drückte er ſeine Zuverſicht auf elne raſche, befriedigende Löſung der 
Aufgabe aus, welche den Delegationen geſtellt ſei. Ein ſolches Er- 

gebniß der Delegations-Berathungen werde das Vertrauen der Böl- 
fer Oeſterreichs zu den neuen Inſtitutlonen heben und ditſelben 
darin neue Bürgſchaften ihrer Freiheiten finden laſſen. 

Paris, 20. Januar. Die „Epoque“ berichtet, daß iu näch⸗ 
fer Zeit ein Manifeft des Kaiſers Napoleon zu erwarten ſtehe, 
welches ſich über dle polltiſchen Verhältniſſe in einem völlig fried- 
lichen Sinne ausſprechen werde. — Die Nachricht von der Errich- 
tung eines befeſtigten Lagers zu Satory unwelt Verſallles be⸗ 
ſtätigt ſich. 

— Der „Conſiitutlonnel“ meldet, daß gleich nach erfolgtem 
Senats-Votum über das Milltärgeſetz, welches die Aufhebung der 
Dotationskaſſe der Armee zur Folge haben würde, Magne einen 
Finanzbericht vorlegen werde. Ein Kapital von 350 Millionen Fr. 
werde durch die vorbezeichnete Maßregel disponibel werden und dem 
Kriegsbudget davon eine Summe von 15 — 20 Millionen zu Gute 
kommen. 

e In antgegnung auf einen Artikel des Brüſſeler „Nord“, 
in welchem Preußen die Abſicht zugeſchrieben wird, es ſuche ein 
ausſchließliches Uebergewicht in Europa zu gewinnen, macht „Patrie“ 
den ruſſiſchen Journalen den Vorwurf, daß dieſelben die Wlederher⸗ 
ſtellung des Vertrauens und guten Einvervehmens zwiſchen Frank⸗ 
reich und Preußen bedauern, wechſelſeitige Elferſucht zu erwecken 
trachten und aus der früheren frledfertigen Haltung Angeſichts von 
Umſtänden und Thatſachen heraustreten, welche geeignet wären, die 
bedrohlichen Verwicklungen im Orient zu beſeitigen. 

Florenz, 20. Januar. Nach der „Italieniſchen Korreſpon⸗ 


denz“ if bezüglich der Ernennung eines neuen italieniſchen Ge⸗ 
ſandten am öſterreichiſchen Hofe noch nichts entſchleden. Dleſelbe 
Korreſpondenz dementirt die Nachricht, daß die öſterreichiſche Re⸗ 
gierung die jetzige Regierung von Mexiko formell anerkannt habe. 
Die Korreſpondenz erfährt ferner, daß der Kalſer von Oeſterreich 
dem Könige von Italien ſeinen Dank für den Beweis der Freund- 
ſchaft und Sympathie habe ausdrücken laſſen, welchen der König 
dadurch gegeben, daß er ſich bel den Trauerfelerlichkeiten für den 
Kaiſer Marimilten in Trieſt und Wien habe vertreten. lafjen: 

Florenz, 20. Januar. Deputirtenfammer. Der Finanz- 
mintfler legte das Finanzexpoſé vor. Das Defizit für 1866 ber 
trug, demſelben zufolge, 168, für 1867, nach Abzug der aus dem 
Verkaufe der geiſtlichen Güter erzielten 30 Millionen, 223 Mill. 
Lire. Das Totaldeſizit am Schluſſe des Jahres 1867 beläuft ſich 
auf 391 Millionen. Das Deſizit für 1868 wird, abzüglich der 
für die verkauften Kirchengüter vorhergeſehenen Einzahlungen, 183 
Millionen betragen. Hierzu treten 15 pCt. Agio auf im Auslande 
zahlbare 239 Millionen und vom vorigen Jahre her uneinbring- 
liche Zahlungen, welche das effektive Totaldefizit am Schluſſe des 
Jahres 1868 auf 630 Millionen heben werden. Stellt man 
dieſem Defizit die ſchwebende Schuld, die Bankſchuld, die Schap- 
bons und die Summen gegenüber, welche der Staatsſchatz aus der 
Bank zurückziehen kann, ſo ergeben ſich 657 Millionen; abzüglich 
der 630 verbleiben mithin 27 Millionen Aktivreſt. Die unein- 
bringlichen Schuldforderungen des laufenden Jahres, die bewegliche 
Steuer 1868, welche wahrſcheinlich erſt 1869 eingebracht wird, 
und endlich die dem Staatsſchatze nöthigen Fonds betragen 190 
Milltonen. Abzüglich der 27 Millionen verbleibt für 1868 mit- 
hin ein Defizit von 163 Millionen, welches ſich durch dle Zinſen 
auf 236 Millionen erhöht. f 

— Garibaldi hat wieder einige Lebenszeichen gegeben. In 
einem Briefe an Edgar Quinet ermahnt er feine franzöſiſchen 
Freunde zur Geduld; wenn die rechte Zeit gekommen, würde die 
Befreiung Roms nicht unterbleiben. In einem anderen Brlefe 
an die Gattin ſeines engliſchen Freundes Mr. Chambers zieht er 
eine Parallele zwiſchen der Reglerung des Papſtes und des Gul- 
tans, die natürlich durchaus zu Gunſten des Letzteren ausfällt. 
Für die nächſte Zelt iſt übrigens ſchwerlich an eine neue Auflage 
der Rom-Erpedition zu denken. Sie würde, jo lange die allge⸗ 
meine curopäiſche Situation ſich nicht ändert, auch wieder fehl- 
ſchlagen und nur noch mehr Unheil ſchaffenz General Menabrea 
iſt denn auch entſchloſſen, ſie mit den äußerſten Mitteln ſchon im 
Keime zu erdrücken. ö 

London, 20. Januar. Heute wurden zu Deptford drei 
Männer verhaftet, welche verſchledene Perſonen zum Fen lands mus 
verleiteten und zu dieſem Zwecke vereidigten. 

Kopenhagen, 20. Januar. An maßgebender Stelle weiß 
man Nichts über angeblich von Amerika erhobene Schwierigkeiten 
anläßlich des Verkaufes der däniſch⸗weſtindiſchen Inſeln. 

— In der heutigen Sitzung des Folkethings legte der Mi- 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten den Vertrag betreffend die 
Abtretung von St. Thomas an die Vereinigten Staaten vor. Das 
Folkething konſtitulrte ſich als geheimes Comité, um Mittheilung 
von den dem Vertragsſchluſſe vorausgegangenen vertrauten, münd⸗ 
lichen Verhandlungen entgegenzunehmen. Die Angelegenheit wird 
außerordentlich beſchleunigt. 

— Die zur Anlage des dänlſch⸗norwegiſchen engliſchen Tele- 
graphen erforderliche Summe iſt jetzt hier gezeichnet worden, mit 
hin iſt das Unternehmen geſichert. 


Pommern. 

Stettin, 21. Januar. In der geſtrigen General-Berfamm- 
lung des Stettiner „Gartenbau- Vereins“ ſprach zunächſt der Vor⸗ 
ſitzende ſeine Freude darüber aus, daß der Verein beſonders im 
vorigen Jahre ein ſichtliches Gedethen gehabt habe. Aus einem 
vom Sekretär Herrn Kurtz vorgeleſenen Rückblick auf die Thätigkeit 
des Vereins erglebt ſich, daß im verfloſſenen Jahre 13 Geldprämten 
im Betrage von 31 Thlrn., A ſilberne Vereins - Medaillen und 2 
bronzene zur Vertheilung gekommen, letztere vom landwirthſchaft⸗ 
lichen Miniſterium berrührend. Der Saldo pro 1. Januar 1867 
betrug 324 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf., die Einnahme pro 1867 282 
Thlr. 5 Sgr., die Ausgabe 259 Thlr. Demnach verbleibt pro 
1. Januar 1868 ein Saldo von 347 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. Zur 
Reviflon der Rechnungen werden die Herren Ferd. Müller und 
Niſcheleky wiedergewählt. Der Etat pro 1868 wurde balancirend 
in Einahme und Ausgabe auf 225 Thlr. feſtgeſetzt, worunter 50 
Thlr. für Prämitrungen. Hierauf wurde der bisherige Vorſtand 
wiedergewählt, nämlich als Vorſitzender Herr Prof. Hering, Kaſſen- 
führer Herr de la Fremolre, Schriftführer Herr Kurtz, Beifiger die 
Herren Haffner, Koch sen., Dr. Jütte und Stertzing. — Ein An- 
trag des Herrn Haffner, künftig in jeder Monateverſammlung event. 
nur eine Prämie zu ertheilen, wurde abgelehnt, um nicht die klel⸗ 
neren Gärten von Einſendungen, die ſtets mit Koſten verknüpft 
find, zurückzuſchrecken. — In Folge eines Anfchreibens des Hülfs⸗ 
Comité's für Oſtpreußen in Berlin wurde beantragt, einen Bel⸗ 
trag zu deſſen Zwecken aus der Verrinskaſſe zu bewilligen. Die 
Verſammlung hielt ſich dazu nach den Statuten nicht kompetent, 
und ſoll dieſe Frage deshalb in nächſter Monatsverſammlung dis- 
kutirt werden. Schlleßlich wurde der Antrag angenommen, daß 
der Gartenbau-Verein dem pomologiſchen Verein als Mitglied bei- 
treten ſoll. 

— In der geſtrigen Sitzung des biefigen Hülfs⸗Comités für 
Oſtpreußen wurde beſchloſſen, 1500 Thlr. an die verſchledenen 
dortigen Zweig-Comités abzuſenden und zwar: 1) für den Kreis 
Lablau 300 Thlr., 2) für den Kreis Niederung 300 Thlr., 3) 
für die Haffgegend des Kreiſes Hepdekrug 200 Thlr., 4) für die 
Kirchſpiele Wiſchwill und Schmalleningken im Kreiſe Ragnit 200 
Thlr., 5) für den Kreis Ragnit 200 Thlr., 6) für den Krels 
Pillkallen weitere 100 Thlr., 7) für die Stadt Heilsberg 100 Thlr., 
8) für die Stadt Nicolalken 100 Thlr. Am Montag den 27. 
d. M., Abends 7 Uhr, wird eine Sitzung des Geſammt-Comités 
ſtattfinden, in welcher Bericht über die bisherige Thätigkeit des 
Ausſchuſſes erſtattet werden ſoll. 

— Die Suppen-Anftalt zu Grabow ſoll bereits morgen er- 
öffnet werden und iſt dleſelbe auf Ausgabe von täglich 300 Ort. 
berechnet, von denen 100 Quart unentgeltlich und der Reſt mit 
1 Sgr. für das Quart abgegeben werden ſoll. Mehrere dem Comité 
angehörende Damen beſchäftigten ſich außerdem noch mit Beſchaffun g 
von Kleidungsſtücken für die Bedürftigen. 


— Seitens des Obertribunals ſind neuerdings in Handels⸗ 
ſachen folgende Rechtsgrundſätze angewendet worden: 1) Der von 
einem Kaufmanne geſchloſſene Vertrag iſt fo lange als zum Be- 
triebe feines Handelsgewerbes gehörig zu betrachten, als nicht der 
das Gegentheil Behauptende durch die bei dem ſpezlellen Falle vor- 
waltenden Umſtände oder in anderer Weiſe nachweiſt, daß der Ver⸗ 
trag zu dem Handelsgewerbe des Kaufmanns in keiner Beziehung 
geſtanden habe. 2) Die von elnem Kaufmanne geleiftete Bürg⸗ 
ſchaft iſt bis zum Gegenbeweis für ein der Schriftform nicht be⸗ 
dürfendes Handelsgeſchäft zu erachten. 3) Die Feſtſtellung der 
rechtlichen Wirkung eines Süllſchweigens nach Maßgabe der Ver- 
ſchledenheit der obwaltenden Verhältniſſe bildet keinen Gegenſtand 
für Handelsgewohnheiten. 4) Der Abſender von Gütern, welche 
einer ſteuerbeamtlichen Behandlung unterliegen, kann ſich von der 
Verpflichtung, dem Frachtführer für alle Strafen und Schäden zu 
haften, welche denſelben wegen Unrichtigkeit der Begleitpapiere treffen, 
nicht dadurch befreien, daß ein Geſellſchafter oder Gehülfe die Un⸗ 
richtigkeit des Frachtbriefes verſchuldet habe. 

— Den Offizieren des Landheeres ſoll künftig auch Gelegen- 
heit gegeben werden, ſich mit dem Marineweſen im Allgemeinen 
vertraut zu machen, ſoweit deren Abkömmlichkeit aus ihrer dienſt⸗ 
lichen Stellung es zuläßt. Die Betreffenden ſollen dem Ober- 
kommando der Marine zur Verfügung geſtellt werden, um nach 
deſſen Beflimmung größeren Uebungefahrten auf in Dienſt geſtellten 
Schiffen beizuwohnen. 

— Außer den einjährig Freiwilligen, welche nur durch den 
vorgeſchriebenen Bildungsgrad die Vergünſtigung des einjährigen 
Militärdlenſtes erlangen können, giebt, es andere ſogenannte Frei- 
willige, welche unter gewiſſen Vorausſetzungen die Auswahl des 
Regiments, bei welchem fie. ihre Militärdienſtzelt abſolviren wollen, 
haben. Huſaren- und andere Kavallerie-Regimenter nehmen jetzt 
nur noch ſolche letztgedachte Freiwillige an, welche ſich zu einer 
vierjährigen Dienſtzeit verpflichten. Diejenigen Dienſtpflichtigen, 
welche die eben erwähnte Verpflichtung eingehen, haben nach den 
jetzt beſtebenden geſetzlichen Vorſchriften den Vorzug, daß fie zwei 
Jahre früher als die übrigen Mannſchaften ihrer Dienftalters- 
Klaſſe aus der Landwehr ausſcheiden. — Andererſeits iſt Welſung 
erthellt worden, auf die geſetzliche Beſtimmung verwarnend hinzu⸗ 
weiſen, daß die erfolgte Verhetrathung eines Milttärpflichtigen nie- 
mals deſſen Befreiung vom Militärdienſte begründen kann, ferner, 
daß ein Rekrut ohne Zuſtimmung des betreffenden Landwehr-Kom⸗ 
mandeurs nicht ehelich verbunden werden darf, und Militärpflichtige, 
welche ſich verheirathen oder anſäſſig machen wollen, bevor ſie ihrer 
Militärpflicht genügt haben oder wegen körperlicher Mängel befreit 
worden find, von den betreffenden Geiſtlichen, Clvilſtands⸗Beamten 
u. ſ. w. auf die beſtehenden Geſetze zu verwelſen ſind. Ueber 
dieſen Hinweis muß eine Verhandlung aufgenommen werden, ſchon 
damit die Betreffenden den gemachten Vorhalt nicht in Abrede zu 
ſtellen vermögen, well derartige häusliche Verhältniſſe durchaus 
keinen Grund für ſpätere Nachſuchung einer Vergünſtigung dar⸗ 
bieten ſollen. 

— In der Volksküche auf Torney find geſtern 115, Grün- 
hof 267, Bredow 250 und Bredower Antheil 360 Portionen 
Eſſen verabreicht. 

— Der im geſtrigen Abendblatte erwähnte Schuhmacher Ferd. 
Braun, welcher im Gaſthofe zur goldenen Krone dem Fuhrmann 
Harder einen Rock ſtabl, hat ſich bei jener Gelegenheit auch gleich- 
zeitig einen dem Hausknecht Schumacher gehörigen braunen Ratiné- 
Ueberzieher zugeeignet. — Aus einer Wohnung Schiffs baulaſtadie 
Nr. 1 iſt vor einigen Tagen eine Cylinderubr, auf deren Rückſelte 
der Name „F. Teſter“ eingravirt war, geſtohlen. 

1 Werfen Berichte: 

Stettin, . Januar. itterung: on, i ‚oft. 
Tea + 2 . Wind: NW. Wal F 

Weizen behauptet, per 2125 Pfd. gelber inländ. 102105 bez., 
feinfter 108 . bez., ungariſcher 90 —98 % bez., bunter poln. 98—104 
* bez, 5 do. 102 — 106 bez., 83 — Söpfd. gelber Frühj. 99 ½, 

„ & ez. 

A R 4 ſehr feſt und höher bezahlt, ſchließt ruhiger, loco pr. 2000 
Pfd. 7677 ½ . bez., geringer 75½—76 bez., Januar 76½ . 
Gd., Frühjahr 77 ½, 78, 77 ½ bez., Br. u. Gd., Mai⸗Juni 77½, 
78 & bez. u. Br., Juni-Juli 77 K bez. u. Br. 

Gerſte matt, ungariſche ſchwer verkäuflich 51—51½ , mähriſche 
53—54½% , bez., 69—70pfd. ſchleſ. Frühjahr 54½ũ . bez. 

97% 0 . Cape, per 1300 Pfd. 36—37 bez., 47 — 50pfd. Frühjahr 

Erbſen pr. 2250 Psd loce Futter- 66-69 , Saaterbſen 70 % 
bez., he Futter 70 . Br. u. Gd. 

icken loco 65-57 . en 

Rübdl feſt und höher, loco 10%, % Br., Januar 10 % Br., April- 
Mai 101, , bez. u. Br. 

Petroleum loco 7 bez. 

Spiritus höher, loco ohne Faß 20½ 74 bez., Januar⸗Februar 
AL. = Frühjahr 20% „ bez. u. Br., Mai- Juni 20%, % . 

ez. u. . 
. Regulirungs⸗Preiſe: 
Spiritus 20. 

Breslau, 20. Januar. Spiritus per 8000 Tralles 1914. Weizen 
per Januar 941. Roggen pr. Januar 72, per Frühjahr 73. Rüböl 
pr. Januar 954 e 9%. Raps pr. Januar 89. Zink feſt. 

Hamburg, 20. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
recht feſt und gefragt. Weizen auf Termine feſt. Roggen auf Termine 
2 3. höher. Weizen pr. Januar 5400 Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 
175 Gd., Januar⸗Februar 176 Br., 175 God., pr. Frühjahr 175 Br. u. 
Gd. Roggen pr. Januar 5000 Pfd. Brutto 137% Br., 136 ½½ Gd., Ja⸗ 
nuar⸗Februar 136 ½ Br., 1351, Gd., pr. Frühjahr 135 Br. u. Gd. Hafer 
mehr beachtet. Rüböl ohne Kaufluſt, loco 22, per Mai 223. Spiritus 
ohne Kanfluſt, 2813. Kaffee matt. Zink feſt. — Regenwetter. 

Amſterdam, 20. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
und Roggen ſtille, auf Termine feſt. Roggen pr. März 305½, pr. Mai 
306½. Rüböl per Mai 35%, pr. November⸗Dezember 37. 

London, 20. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen wirk⸗ 
lich guter engliſcher 1 Sch. höher, meiſt ſchlechte Qualität am Markte; frem⸗ 
der zu äußerſten Preiſen gefragter. Gerſte, Bohnen, Erbſen unverändert. 
Hafer ſchleppend. Von ſchottiſchen Landmärkten war „feſte Haltung“ ge- 
meldet. — Schönes Wetter. 


Weizen —, Roggen 76 ½, Rüböl 10, 


